Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drucksache 3733 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 12. Juli 1957 


A ’b s c 'h r i f t 


An den 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 
ides Deutschen Bundestages und des Bundesrates 
Herrn Ministerpräsidenten Dr. Zinn 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 180. Sit- 
zung am 12. Juli 1957 beschlossen hat, hinsichtlich des vom Deut- 
schen Bundestag am 27. Juni 1957 verabschiedeten 

Ersten Gesetzes über Maßnahmen zum Schutz 
der Zivilbevölkerung 
- Drucksadien 3558, 1978 - 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus den in der Anlage angege'benen Grün- 
den einberufen wird. 


gez. Dr. Sieveking 


Bonn, den 12. Juli 1957 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 28. Juni 1957 mit der Bitte um Kennmisnahme übersandt. 

Dr. Sieveking 


Druck: Bonner Unlversltftts-Buäidruckerel, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg 
Rheinallee 20, Telefon 3551 



BUNDESRAT 


Gründe für die Einberufung des Vermittlungsausschusses 

zum 

Ersten Gesetz über Maßnahmen zum Schutz der Zivilbevölkerung 


1. Zu § 2 

In Satz 2 sind die Worte „von den Gemein- 
den im Auftrag und unter Haftung des Lan- 
des" zu .streichen. 

Begründung 

Sowohl bei der Regelung der verwaltungs- 
mäßigen Durchführung als auch bei 'der Ko- 
stenverteilung wendet sich das Gesetz an die 
Gemeinden, die es auf die gleiche Stufe mit 
den Ländern stellt und mit bestimmten Ver- 
waltungsaufgaben und finanziellen Verpflich- 
tungen belastet. Hiergegen bestehen verfas- 
sungspolitische Bedenken. Das Grundgesetz 
kennt entsprechend seiner föderalistischen 
Struktur nur Beziehungen zwischen Bund 
und Ländern. Die Regelung des Verhältnisses 
der Gemeinden zu ihren jeweiligen Ländern 
ist vorbehaltlich der Bestimmungen des 
Art. 28 GG den Ländern kraft ihrer Eigen- 
staatlichkeit überlassen. 

Der Bundesrat wiederholt damit seine im 
ersten Durchgang erhoibenen Bedenken (vgl. 
BT-Drucksache 1978, Anlage 2), 

2. Zu § 4 

§ 4 ist wie folgt neu zu fassen: 

4 4 

Die Landesregierung bestimmt durch 
Rechtsverordnung, wer die Aufgaben des ört- 
lichen Luftschutzleiters in den Gemeinden 
wahrnimmt, imbesonderen auch für die Fälle, 
in denen mehrere Gemeinden zu einem Luft- 
schutzgebiet zusammengefaßt werden. Sie be- 
stimmt ferner, welche örtlichen Aufgaben im 
Luftschutzgebiet durch den Luftschutzleiter 
wahrgenommen werden. Im Falle des § 3 
Satz 4 ist in der Vereinbarung zu regeln, wer 
öffentlicher Luftschutzleiter ist.“ 


Begründung 

Vgl. Begründung zu dem Änderungsvor- 
schlag zu § 2 unter lfd. Nr. 1. 

Es fehlt im übrigen an einer Gesetzge^bungs- 
zuständigkeit des Bundes für die Vorschrift, 
die in das Gemeinde verfassungsrecht eingreift. 
Der Bundesrat wiederholt damit seinen im 
ersten Durchgang gemachten Vorschlag (vgl. 
BT-Drucksache 1978, Anlage 2 Nr. 4). 

3. Zu § 8 

Absatz 1 ist eingangs wie folgt neu zu fassen; 

„(1) In den Gemeinden sind für die öffent- 
liche Alarmierung der Bevölkerung die er- 
forderlichen örtlichen Einrichtungen zu be- 
schaffen . . 

B e lg r ü n d u n g 

Vgl. Beigründung zu dem Änderungsvorschlag 
ZU § 2 unter lfd. Nr. 1. 

4. Zu § 9 

In Absatz 1 ist folgender neuer Satz 3 anzu- 
fügen; 

„Die Länder haben ihn durch überörtliche 
Verbände zu ergänzen.“ 

Begründung 

Die Ergänzung durch die ursprünglich in § 10 
enthaltene Bestimmung erfolgt nach der not- 
wendigen Streichung der übrigen Bestim- 
mungen des § 10 aus systematischen Grün- 
den. 

5. Zu § 10 

Absatz 1 ist zu streichen. 


2 



B e 'g r ü n d u n g 

Die Strelchun,g ergibt sich aus der Begrün- 
dung zu dem Änderungsvorschlag zu § 2 un- 
ter lfd. Nr. 1 in Verbindung mit der Ergän-’ 
zung des § 9 (Abs. 1). 

6. 2u § 15 

a) Absatz 2 ist wie 'folgt neu zu fassen: 

„(2) Herangezogene Personen sind nach 
anderen gesetzlichen Vorschriften zum 
Ersatz des durch sie an mitgebrachten 
Sachen verursachten Schadens nur ver- 
pflichtet, wenn sie -den Schaden vorsätz- 
lich hefbeigeführt haben.“ 

Begründung 

Anpassung an die Regelung der §§ 898 
ff. RVO unter Berücksichtigung der im 
Entwurf eines Gesetzes zur Neuregelung 
des Rechts der gesetzlichen Unfallversi- 
cherung vorgeschlagenen Neufassung des 
§ 898 RVO (im Entwurf § 631 Abs. 1 
RVO); eine vortherige strafgerichtliche 
Feststellung des vorsätzlichen Handelns 
erscheint überflüssig, da jedes Gericht Im 
Einzelfall den Vorsatz selbst feststellen 
kann. 

b) Es ist folgender neuer Absatz 3 anzufü- 
gen: 

„(3) Im Falle des Absatzes 1 besteht 
eine Verpflichtung zur Ersatzleistung nur 
gegen Abtretung der Ansprüche, die dem 
Geschädigten auf Grund des Ereignisses, 
auf dem die Ersatzpflicht beruht, gegen 
andere Personen zustehen. Dies gilt nicht 
für Ansprüche aus einem Versicherungs- 
verhältnis.“ 

B e g r ü n d u n g 

Die Ergänzung durch die ursprünglich in 
§ 16 als Absatz 2 enthaltene Bestimmung 
erfolgt nach der notwendigen Streichung 
der übrigen Bestimmungen des § 16 aus 
systematischen Gründen. 

7. Zu § 16 

§16 ist zu streichen. 

B e lg r ü n d u n g 

Die Streichung ergibt sich aus der Begrün- 
dung zu dem Änderungsvorschlag zu § 2 un- 
ter lfd. Nr. 1 in Verbindung mit der Ergän- 
zung des § 15 (Absatz 3). 


8. Zu § 19 

Absatz 2 ist zu streichen. 

B e ig r ü n d u n g 

Gegen die Abgrenzung bezüglich der Rechts- 
verordnungen, die der Zustimmung des Bun- 
desrates nicht bedürfen, bestehen rechtliche 
Bedenken, weil sich diese Rechtsverordnun- 
gen ihrem Inhalt nach nicht auf Maßnahmen 
bundeseigener Verwaltung beschränken, son- 
dern Ansprüche der zum Luftschutzdienst 
herangezogenen Personen betreffen. Diese 
Ansprüche können nur elniheitllch geregelt 
werden, ohne Rücksicht darauf, in welchem 
Verwaltungsbereich diese Helfer tätig wer- 
den (vgl. bereits BT-Drucksache 1978, An- 
lage 2 Nr. 14 b). 

9. Zu § 20 

In Absatz 2 sind die Worte „der Zivilrechts- 
weg“ zu ersetzen durch die Worte „der or- 
dentliche Rechtsweg“. 

Begründung 

Der Bundesrat hält an seiner Auffassung fest, 
daß in Übereinstimmung mit Artikel 96 
Abs. 1 GG von der ordentlichen Gerichts- 
barkeit und folglich auch vom „ordentlichen 
Rechtsweg“ gesprochen werden muß (vgl. 
auch z. B. Artikel 14 Abs. 3, 19 Abs. 3, 34 
GG). 

10. Zu § 21 

§ 21 ist zu streichen. 

Begründung 

Die Regelung der in § 21 angesprochenen 
ProbJeme in einer Soll-Vorschrift erscheint 
nicht nur unzureichend, sondern auch un- 
zweckmäßig (vgl. bereits BT-Drucksache 
1978, Anlage 2 Nr. 15). 

11. Zu § 24 

§ 24 Ist wie folgt neu zu fassen: 

4 24 

Die Aufbringung der für Luftschutzmaß- 
nahmen im öffentlich geförderten sozialen 
Wohnungsbau zusätzlich erforderlichen 
öffentlichen Mittel wird durch besonderes 
Gesetz geregelt werden.“ 
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Begründung 

Nachdem der Bundestag die in § 24 aufge- 
worfenen Fragen in der noch zur Verfügung 
stehenden kurzen Zeitspanne nicht mehr im 
gesamten lösen konnte, erscheint es verfehlt, 
jetzt schon neben dem Bund auch die Län- 
der, Gemeinden und Gemeindeverbände dem 
Grund nach zur Aufbringung der zusätzlich 
erforderlichen öffentlichen Mittel zu ver- 
pflichten und damit die dem nächsten Bun- 
destag überlassene Regelung zu präjudizie- 
ren. Die Mitbeteiligung der Gemeinden und 
Gemeindeverbände an der Tragung der Ko- 
sten steht überdies im Gegensatz Zu der in 
§ 32 getroffenen Regelung. 

12. Zu § 25 

§ 25 ist wie folgt neu zu fassen: 

4 25 

(1) Im Rahmen der örtlichen Luftschutz- 
planung sind die vorhandenen öffentlichen 
Luftschutzbauten instand zu setzen und neu 
zu errichten sowie diese Luftschutzbauten zu 
unterhalten. 

(2) öffentliche Luftschutzbauten sind der 
Körperschaft, die zur Instandsetzung ver- 
pflichtet ist, für die Dauer und den Umfang 
des Bedarfs für örtliche Luftschutzaufgäben 
zur Verwaltung zu überlassen.“ 

Begründung 

Vgl. Begründung zu dem Änderungsvor- 
schlag zu § 2 unter lfd. Nr. 1. 

13. Zu § 31 

In Absatz 2 sind die Worte „nach den Richt- 
linien und Weisungen des Bundesministers 
des Innern“ zu streichen. 

Begründung 

Das in § 31 Abs. 2 vorgesehene Recht des 
Bundesministers des Innern, für den Bundes- 
luftschutzverband Richtlinien zu geben und 
Weisungen zu erteilen, steht im Widerspruch 
zu Artikel 84 Abs. 5 GG. Dies gilt, obwohl 
nach der jetzigen Fassung des § 31 Abs. 1 
die Mitgliedschaft im Bundesluftschutzver- 
band eine freiwillige ist. Audi bei dieser Re- 
gelung muß die Bestimmung über das Wei- 
sungsrecht gestrichen werden, da durch Bun- 
desgesetz die Länder und kommunalen Spit- 
zenverbände nicht dem Weisungsrecht des 
Bundesministers des Innern unterworfen 
werden können. Die aus sachlichen Gesichts- 
punkten nötigen Einwirkungsrechte des Bun- 


des innerhalb der Körperschaft können durch 

eine entsprechende Regelung der Organisa- 
tion der Körperschaft gewährleistet werden. 

14. Zu § 32 

a) Absatz 1 ist wie folgt neu zu fassen; 

„(1) Der Bund trägt die Kosten, die 
den Ländern und Gemeinden durch Auf- 
stellung, Ausbildung und Ausrüstung des 
Luftschutzhilfsdienstes, die Instandset- 
zung vorhandener und die Errichtung 
neuer öffentlicher Luftschutzbauten ein- 
schließlich der Anlage und Ausstattung 
der ortsfesten Einrichtungen des Luft- 
schutzhilfsdienstes und der Entschädigun- 
gen, Ersatzleistungen und Erstattungen 
nach den §§ 13 Abs. 2, 14, 15 Abs. 1 
und 28 sowie durch die Sicherung von 
Kulturgut, die Arzneimittelbevorratung 
und den örtlichen Alarmdienst erwachsen. 
Die Verpflichtung des Bundes beschränkt 
sich auf die Kosten von Luftschutzmaß- 
nahmen, die durch dieses Gesetz, durch 
die zu ihm erlassenen Rechts Verordnun- 
gen und aUgemeinen Verwaltungsvor- 
schriften und durch Weisungen der zu- 
ständigen Bundesbelhörden vorgeschrie- 
ben werden. Sie erstreckt sich auch auf 
persönliche und sächliche Verwaltungs- 
kosten.“ 

Begründung 

Die vorgesehene 30®/oige Kostenbeteili- 
gung der Länder muß abgelehnt werden. 
Wie im Bericht des federführenden Bun- 
destaigsauss'chusses — zu BT-Drucksache 
3558 — zutreffend bemerkt, fällt mit der 
Einführung der Bundesauftragsverwal- 
tung nach verfassungs- und finanzrecht- 
lichen Grundsätzen auch die gesamte Ko- 
stenlast dem Bund zu. Die vom Bundes- 
rat beim ersten Durchgang vorgeschla- 
gene 20 ‘^/oige Kosteribeteiligung von Län- 
dern und Gemeinden setzte die Durch- 
führung in ländereigener Verwaltung 
voraus. Die vom Bundestag jetzt vorge- 
sehene Regelung ist mit Artikel 106 
Abs. 4 Nr. 1 GG nicht vereinbar. Im 
übrigen werden Länder und Gemeinden 
durch den Luftschutz ohnehin finanziell 
schwer belastet. So obliegt ihnen die lau- 
fende Instandhaltung usw. von Luft- 
schutzbauten und -gerät. Weiter entste- 
hen ihnen unabsehbare mittelbare Kosten 
durch städtebauliche Planungsimaßnah- 
men, insbesondere durch den Bau von 
Strom- und Versorgungsanlagen als Folge 
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von Betriebs Verlagerungen und diurch die 
erforderlich werdende Auflockerung der 
Bebauung. Sdiließlich werden sie in ab- 
sehbarer Zeit erhebliche zusätzliche Mit- 
tel für den durch Luftschutzmaßnahmen 
verteuerten sozialen Wohnungsbau und 
für Luftschutzanlagen in eigenen Gebäu- 
den aufbringen müssen. 

Der Bundesrat hat ständig {vgl. seine 
Stellungnahme zum Soldatenversor- 
igungsgesetz und zum Unterhaltssiche- 
rungsgesetz) den Standpunkt vertreten, 
daß es in Gesetzen, die in Bundesauf- 
tragsverwaltung ausgeführt werden, ver- 
fassungsrechtlich zulässig ist, den Bund 
mit den persönlichen und sächlichen Ver- 
waltungskosten zu 'belasten. Das vorlie- 
gende Gesetz — d. h., der Luftschutz in 
seiner engen Verflechtung mit der Bun- 
desverteidigung — läßt es in besonderem 
Maße notwendig erscheinen, dem Bund 
diese Kosten aufzuerlegen. Die Änderung 
im letzten Satz des § 32 Abs. 1 trägt dem 
Rechnung. 

Die Leistungen nach den §§ 13 Abs. 2, 
14 und 15 Abs. 1 gehören bei richtiger 
Auffassung zu den Kosten der Ausbil- 
dung des Luftschutzhilfsdienstes. Es er- 
scheint deshalb notwendig, sie besonders 
zu erwähnen. 

b) Absatz 4 ist wie fölgt neu zu fassen: 

„(4) § 10 Nr. 1 des Gesetzes über die 
Eingliederung des Saarlandes vom 23. De- 
zember 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 1011) 
findet keine Anwendung.“ 

Begründung 

Die jetzige Fassung des § 32 Abs. 4, wo- 
nach § 10 des Gesetzes über die Einglie- 
derung des Saarlandes unberührt bleibt, 
bedeutet, daß bis zum Ende der Über- 
gangszeit das Saarland die Gesamtkosten 
der zum Schutze der Zivilbevölkerung 
vorgesehenen Luftschutzmaßnahmen zu 
tragen hat. Diese Regelung erscheint nicht 
gerechtfertigt und auch nicht zumutbar. 

In § 10 Abs. 1 Nr. 2 des Eingliederungs- 
gesetzes ist bestimmt, daß die Höhe der 
im Landeshaushaltsplan zu veranschlagen- 
den Aufwendungen für die Durchführung 
von Aufgaben in bundeseigener Verwal- 
tung und Bundesauftragsverwaltung sich 
nadi dem Gesamtbetrag der im Landes- 
haushaltsplan 1956 hierfür veranschlag- 
ten Aufwendungen bemißt. Aus dieser 


Bestimmung ergibt sich, daß zusätzliche 
Mehrbelastungen erheblicher Art dem 
Saarland nicht zur Last gelegt werden 
sollen. Die Durchführung der vorgesehe- 
nen Luftschutzmaßnahmen wird aber ge- 
rade im Saarland, das zu den dichtestbe- 
siedelten Industriegebieten Europas ge- 
hört, erhebliche Sonderbelastungen her- 
beiführen. Es erscheint auch nicht angän- 
gig, die Regelung dieser Frage der in Ab- 
satz 3 des § 10 vorgesehenen Finanzhilfe 
des Bundes vorzubehalten, da diese Fi- 
nanzhilfe in jedem Rechnungsjahr neu 
festgelegt werden muß und daher der 
Höhe nach ungewiß ist. Diese Unsicher- 
heit aber läßt eine vor aus schauende Pla- 
nung der Luftschutzmaßnahmen nicht zu. 
Da aber in jedem Falle — nach dem 
Wortlaut und Sinn des § 10 des Einglie- 
derungsgesetzes — die durch die Luft- 
schutzmaßnahmen entstehenden neuen 
Belastungen nicht zu Lasten des 'Saarlan- 
des gehen sollten, erscheint das Verlangen 
gereAtfertigt, diese Fragen in dem vor- 
liegenden Gesetz durch die beantragte 
Änderung des § 32 Abs. 4 eindeutig und 
in einer dem Sinne des Eingliederungsge- 
setzes entsprechenden Weise zu regeln. 

15. Zu § 35 

Die Nr. 2 und 3 sind zu streichen. 

B e g r ü n d u n (g 

Nach der Fassung der Nr. 2 und 3 des § 35 
sind die Länder und Gemeinden Träger der 
Versicherung für den Luftschutz dienst. Die 
ihnen hierdurch entstehenden Kosten wer- 
den durch § 32 nicht erfaßt, weil die Ver- 
sicherung weder zur Aufstellung noch zur 
Ausbildung noch zur Ausrüstung des Luft- 
schutzhilf sddenstes gehört. 

Über die §§ 624 Abs. 1 Buchstabe c, 537 
Nr. 4 RVO soll der Bund Träger der Ver- 
sicherung für den Luftschutz und damit ihrer 
Kosten werden. Dies entspricht dem § 2 des 
Gesetzes, der den zivilen Luftschutz zur Auf- 
gabe des Bundes erhebt. 

Nr. 4 wird Nr. 2. 

16. Zu § 38 

§ 38 ist wie folgt neu zu fassen: 

4 38 

Die Senate der Länder Berlin, Bremen und 
Hamburg werden ermächtigt, die Vorschrif- 
ten 'dieses Gesetzes über die Zuständ'igkeit 
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van Behörden dem besonderen Verwaltungs- 
aufbau ihrer Länder anzupassen und insibe- 
sondere zu bestimmen, welche Stellen die 
Aufgaben der Gemeinden nach Maßgabe die- 
ses Gesetzes wahrzunehmen haben." 

Begründung 

Die gegenwärtige Fassung dieser Bestimmung 
entspricht zwar dem Vorschläge des Bundes- 
rates beim ersten Durchgang, sie reicht je- 
doch nach der Neufassung anderer Vor- 
schriften des Gesetzes nicht mehr aus. Ins- 


besondere die Einfügun;g der §§ 26 Abs. 3 
und 32 Abs. 3 Satz 2 bedingt eine weitere 
Fassung der Stadtstaatklausel. 

17. Zu S 39 

In § 39 sind die Worte „und des § 24" zu 
streichen. 

Begründung 

Folge des Änderungsvorschlages zu § 24 un- 
ter Ifd. Nr. 11. 
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